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I. Projektentwurf 

Im Gegensatz zur Strafzumessungskonzeption in Deutschland und vielen 
anderen Ländern erfährt die Frage, nach welchen Kriterien das Strafgericht 
die konkrete Sanktion festsetzt, in Frankreich keine große Aufmerksamkeit. 
Dies ist zumindest aus deutscher Sicht um so erstaunlicher, als das franzö-
sische Strafrecht eine erhebliche Bandbreite an Sanktionsarten vorsieht. So 
können im Bereich der Sanktionierung von Vergehen durch das Gericht 
neben oder anstelle von Freiheitsstrafe und Geldstrafe gemeinnützige Ar-
beit, Führerscheinentzug bzw. -sperre, Verbot der Ausübung unterschied-
lichster Rechte wie zum Beispiel der Fahrerlaubnis oder des Rechts, mit 
Schecks zu zahlen, als selbständige, von der Art der Anlasstat unabhängige 
Rechtsfolgen verhängt werden. Im Gegensatz zum deutschen Recht, das 
eine Vollstreckungsaussetzung nur bei Freiheitsstrafen kennt, können in 
Frankreich nahezu alle diese Strafarten zur Bewährung ausgesetzt werden. 
Für die Gefängnis- und die Geldstrafe besteht zudem die Möglichkeit, ihre 
nur teilweise Vollstreckung anzuordnen und den verbleibenden Teil bereits 
im Urteil zur Bewährung auszusetzen. Der am 01.03.1994 in Kraft getrete-
ne neue Code Pénal hat zudem die bis dahin im Gesetz vorgesehenen Min-
destgrenzen der Strafen für Vergehen und Übertretungen – mit Ausnahme 
der gemeinnützigen Arbeit (Art. 131-8 und 131-17 C.pén.) – aufgehoben 
und bestimmt nur noch die Obergrenze (Art. 132-18 C.pén.). Innerhalb die-
ses erheblichen Spielraums wurden dem Gericht (erst) durch den neuen 
Code Pénal nur in zwei Fallgestaltungen Begründungspflichten auferlegt, 
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nämlich wenn das zur Aburteilung von Vergehen zuständige Korrektional-
gericht Freiheitsstrafe ohne Bewährung verhängt (Art. 132-19 Abs. 2 
C.pén. i.V.m. Art. 362 C.proc.pén.) oder wenn es als Zusatz- oder Alterna-
tivstrafe auf eine strafrechtliche Ausweisung (interdiction du territoire 
français) gegenüber einem aufenthaltsgeschützten Ausländer erkennt (Art. 
131-30 Abs. 4 C.pén.). Ansonsten gilt nach wie vor in ständiger Rechtspre-
chung der Cour de cassation, dass die Strafzumessung innerhalb der Gren-
zen des Gesetzes auf einer eigenständigen Befugnis des Richters beruht, 
über die er keinerlei Rechenschaft schuldet. Dementsprechend minimal 
wird das Thema in der strafrechtlichen und strafprozessualen Literatur be-
handelt. Kriminologische Forschungen wurden in weit geringerem Umfang 
durchgeführt als in Deutschland oder den angelsächsischen Ländern. 

Das 1999 begonnene und 2002 beendete Dissertationsvorhaben unter-
nimmt den Versuch, diese Eigenart des französischen Sanktionsrechts aus 
historischer Perspektive vor dem Hintergrund des deutschen Strafzumes-
sungsverständnisses nachzuvollziehen. Hierfür werden die dem französi-
schen Strafgericht zur Auswahl stehenden Strafarten und, soweit vorhan-
den, ihre Anwendungsvoraussetzungen ebenso dargestellt wie die gesetzli-
chen Strafzumessungsvorschriften und ihre Ausgestaltung durch die Recht-
sprechung. Außerdem werden die strafprozessualen Regeln untersucht, de-
nen die Festsetzung der Strafe durch das Gericht und die Darstellung dieser 
Entscheidung in den drei weitgehend verschiedenen Verfahren für die Ab-
urteilung von Verbrechen, Vergehen und Übertretungen unterliegen. Wei-
ter werden die rechtsdogmatische und die rechtspolitische Diskussion die-
ser Fragen in Frankreich erörtert.  

Parallel zu dieser theoretischen Erörterung wurde ein empirisches For-
schungsprojekt durchgeführt, in dessen Rahmen ein in deutscher und fran-
zösischer Sprache verfasster, inhaltlich aber identischer Fragebogen an 
Richter im badisch-elsässischen Grenzgebiet verteilt wurde. In dem Frage-
bogen werden Strafvorschläge für fiktive Fälle aus dem Bereich der kleinen 
und mittleren Kriminalität erbeten sowie Fragen zu verschiedenen The-
menbereichen gestellt, die für die Praxis der Strafzumessung von Bedeu-
tung sein können. Die Auswertung dieses Forschungsvorhabens ist abge-
schlossen und wird demnächst als Monographie veröffentlicht.  

II. Ergebnisse 

Im Folgenden werden zunächst die Grundzüge der französischen Rechtsla-
ge, wie sie in der Dissertation erarbeitet wurden, dargestellt. Auf dieser 
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Grundlage und vor dem Hintergrund des hiervon in vielerlei Hinsicht di-
vergierenden deutschen Rechts, dessen Kenntnis hier vorausgesetzt werden 
muss, wird sodann ein Abriss der Ergebnisse des empirischen Pilotprojek-
tes gegeben.  

1. Theoretischer Teil  

Die durchgeführte Analyse der französischen Rechtslage erlaubt die 
Schlussfolgerung, dass die rechtsdogmatische und rechtspolitische Diskus-
sion der richterlichen Strafzumessungsfreiheit in unserem Nachbarland aus 
historischen Gründen von der Gleichsetzung zwischen Strafmilderung und 
richterlicher Ermessensfreiheit einerseits, Beschränkung des richterlichen 
Auswahlermessens und höherer Repressivität des Strafsystems andererseits 
geprägt ist. Diese Polarisierung wird erst in jüngster Zeit von Teilen der 
Strafrechtsliteratur in Frage gestellt und aus rechtsstaatlichen Gründen eine 
Beschränkung des Ermessensspielraums bzw. zumindest eine Begrün-
dungspflicht gefordert.  

1.1 Die historische Entwicklung der materiellen Rechtslage 
Die Auswüchse willkürlicher Strafjustiz zur Zeit des Ancien Régime hatten 
zu einem erheblichen Misstrauen gegenüber einer unbegrenzten richterli-
chen Entscheidungsfreiheit geführt. Ziel der Kodifikation des Strafrechts zu 
Beginn der französischen Revolution war es daher, die Willkür in der Straf-
justiz zu beenden und die Vorstellungen der Aufklärung über Gewaltentei-
lung und die Herrschaft des Volkssouveräns ohne Abstriche umzusetzen. 
Daher wurden Laiengerichte, bestehend aus neun Geschworenen und drei 
Berufsrichtern, geschaffen, die bis heute zur Aburteilung von Verbrechen 
zuständig blieben. Zudem sah das Gesetz für den damals sehr großen Be-
reich der Verbrechenstatbestände Fixstrafen vor, so dass sich die Kompe-
tenz der Gerichte allein auf die Feststellung der Schuld, nicht aber auf die 
Auswahl der Strafe bezog, die sich zwingend aus dem Gesetz ergab. Letz-
teres erwies sich allerdings in vielen Fällen als unvereinbar mit dem gleich-
zeitig verfolgten Ziel, eine Humanisierung des Strafrechts herbeizuführen. 
Erste Reformversuche auf der Basis dieses idealistischen Modells konnten 
angesichts von Schreckensherrschaft, Bürgerkriegen und schließlich der 
Machtübernahme Napoleons nicht weitergeführt werden.  

Der Code Napoleon von 1810 verschärfte teilweise die Strafen gegen-
über der Rechtslage von 1791 und führte bei einigen Verbrechenstatbestän-
den Strafrahmen anstelle der bis dahin geltenden Fixstrafen ein. Die Min-
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deststrafen waren hierbei nach wie vor zwingend und sehr hoch. Er ver-
folgte hiermit eine rein utilitaristische, auf Abschreckung ausgerichtete 
Zielsetzung.  

Vor diesem Hintergrund veränderte sich die Einschätzung der richterli-
chen Ermessensfreiheit: War sie unter dem Ancien Régime Zeichen staatli-
cher Willkür, wurde sie nun als probates Mittel angesehen, um Unzuträg-
lichkeiten des bald als nicht mehr zeitgemäß angesehenen Code pénal von 
1810 abzumildern. Daher entschied sich der Gesetzgeber bereits 1832, den 
unbenannten allgemeinen Strafmilderungsgrund der circonstances atténu-
antes einzuführen. Er verzichtete hiermit darauf, das Verhältnis von Tat 
und angemessener Sanktion selbst neu zu definieren, und legte die allge-
mein für erforderlich gehaltene Strafmilderung in die Hand der Gerichte. 
Auch das Prinzip der Volksjury in Verbrechensverfahren trug zu diesem 
Wandel der Einschätzung der richterlichen Ermessensfreiheit bei: Die Ge-
schworenengerichte sprachen immer wieder Täter allein aus dem Grunde 
frei, weil ihnen die zwingend vorgeschriebene Strafe als zu hart erschien. 
Um dies zu vermeiden, erhielten die Geschworenen im Laufe der Zeit mehr 
und mehr Einfluss auf die Strafzumessung, und zwar zunächst ausschließ-
lich im Interesse einer Strafmilderung.  

Aus dieser Entwicklungsphase stammt die Vorstellung, dass richterliche 
Ermessensfreiheit ein notwendiges Regulativ zu einer im Einzelfall unan-
gemessenen gesetzlichen Strenge ist bzw., aus anderer Perspektive, dass 
die vom Gesetz zu Recht vorgesehene Repression von Straftaten durch eine 
zu weitgehende, ausschließlich dem Ziel der Strafmilderung verpflichtete 
Ermessensfreiheit der Gerichte in Frage gestellt werde.   

Die Gesetzestechnik, Strafmilderungen durch Generalklauseln zu ermög-
lichen, wurde in Frankreich bis weit in die zweite Hälfte des 20. Jahrhun-
derts immer wieder angewendet. Bereits Ende des 19. Jahrhunderts wurde 
sie mit der Einführung der Strafaussetzung zur einfachen Bewährung (sur-
sis simple), also ohne Bewährungsauflagen, fortgesetzt: Ein Gesetz vom 
18.03.1891 erlaubte die Bewährungsaussetzung sowohl von Gefängnisstra-
fen als auch von Geldstrafen unter der Bedingung, dass es sich um einen 
Ersttäter handelte. Weitere Bedingungen stellte das Gesetz, im Gegensatz 
zu den Forderungen seines Wegbereiters, des Senators Bérenger, nicht auf. 
1958 wurde die Möglichkeit eingeführt, eine Gefängnisstrafe auch für be-
reits vorbestrafte Angeklagte zur Bewährung auszusetzen und dabei Aufla-
gen und Weisungen zu verhängen (sursis avec mise à l’épreuve). Auch hier 
sah das Gesetz mit Ausnahme bestimmter formaler Voraussetzung wie den 
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Ausschluss bei erheblicheren Vorstrafen keine Bedingungen insbesondere 
prognostischer Art vor, die zur Gewährung dieser Strafaussetzung erfüllt 
sein müssten. Mitte der siebziger Jahre des 20. Jahrhunderts bediente der 
Gesetzgeber sich erneut der Technik gesetzlicher Generalklauseln, um der 
zunehmenden Kritik an zwingend und teilweise verdeckt eintretenden Ne-
benfolgen strafrechtlicher Verurteilungen zu begegnen: Mit Hilfe einer Ge-
neralklausel ermöglichte er es den Gerichten, von den im jeweiligen Tatbe-
stand zwingend vorgesehenen Nebenfolgen, beispielsweise Berufsverboten, 
zu befreien, ohne dass die somit nur noch scheinbar zwingenden Gesetze 
geändert wurden oder hierfür irgendwelche Voraussetzungen erfüllt sein 
mussten. 

In den folgenden Jahrzehnten änderte sich die Sichtweise: Nunmehr soll-
ten neue kriminalpolitische Vorstellungen umgesetzt werden, die sich nicht 
mehr mit einer vermeintlich zu großen Strenge des Gesetzes, sondern damit 
befassten, dass die bis dahin gesetzlich vorgesehenen Sanktionen ihrer Art 
nach dem Einzelfall nicht gerecht würden. Eine größere Flexibilisierung 
der Strafarten sollte eine bessere Individualisierung der Sanktion ermögli-
chen, die hierdurch spezialpräventiv effektiver werden sollte. Die in dieser 
Zeit international verbreitete Vorstellung einer Behandlung und Resoziali-
sierung der Täter wurde durch die Vertreter der défense sociale nouvelle 
mit den präventiven Zielsetzungen der Sozialverteidigung verbunden, wie 
sie in der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts insbesondere in Italien entwi-
ckelt worden waren. Dieses veränderte Verständnis des Strafzwecks und 
der hierfür tauglichen Sanktionen wurde aber weiterhin mit dem seit 1831 
erprobten Mittel sanktionsrechtlicher Generalklauseln verfolgt. So wurden 
zunächst im Vergehensbereich, inzwischen aber auch bei Übertretungen 
mehr und mehr neue Strafarten eingeführt.  

Zu diesem Zweck erlaubte zunächst ein Gesetz vom 11.07.1975, Neben-
strafen, die in Vergehenstatbeständen zusätzlich zu Gefängnis- oder Geld-
strafe vorgesehen waren, anstelle dieser als Hauptstrafe zu verhängen. Sol-
che Nebenstrafen betrafen beispielsweise die Fahrerlaubnis oder die Be-
rufsausübung, aber auch die Ausweisung gegenüber Ausländern oder die so 
genannte interdiction de séjour, die in einem Aufenthaltsverbot für be-
stimmte Orte oder Gegenden und Unterstützungs- sowie Überwachungs-
weisungen besteht. Gleichzeitig führte das Gesetz auch selbständige Alter-
nativstrafen ein, die ebenfalls anstelle einer im Vergehenstatbestand vorge-
sehenen Gefängnisstrafe verhängt werden konnten. Diese wurden in allge-
meiner Form bestimmt und enthielten auch hinsichtlich ihres Strafrahmens 



6 SUSANNE MÜLLER  
 

keine Abstufungen danach, wie hoch die im jeweiligen Tatbestand ange-
drohte Gefängnisstrafe war. Das Gesetz stellte keinerlei Voraussetzungen 
dafür auf, wann anstelle der tatbestandlich vorgesehenen Gefängnisstrafe 
eine Zusatz- oder Alternativstrafe verhängt werden sollte. Die durch das 
Gesetz vom 11.07.1975 ebenfalls eingeführte Möglichkeit, von Strafe trotz 
eines Schuldspruchs abzusehen, war zwar an bestimmte Voraussetzungen 
wie die Schadenswiedergutmachung und die Wiederherstellung des Rechts-
friedens bereits vor der Hauptverhandlung geknüpft. Da aber auch diese 
Entscheidungen nach der Rechtsprechung der Cour de cassation nicht zu 
begründen sind (s. u. Ziff. II. 1. 2.), erschöpften sich diese Bedingungen in 
einem Appell an die Gerichte und hatten keine rechtliche Verbindlichkeit.   

Durch Gesetz vom 10.6.1983 wurden sodann die gemeinnützige Arbeit 
und die Geldstrafe in Tagessatzform als weitere Alternativstrafen zur Ge-
fängnisstrafe eingeführt, wobei die klassische Geldstrafe in Summenform 
als Hauptstrafe daneben erhalten blieb. Auch dieses Gesetz sah keine Vor-
aussetzungen vor, unter denen auf diese neuen Strafarten anstelle der Ge-
fängnisstrafe zurückgegriffen werden sollte. 

Diese Rechtslage hat sich mit Inkrafttreten des neuen Strafgesetzbuches 
am 01.03.1994 nicht entscheidend verändert. Im Gegenteil ist es nun mög-
lich, die genannten Alternativ- und Ersatzstrafen auch anstelle der im Tat-
bestand angedrohten Geldstrafe zu verhängen, was die Kombinationsmög-
lichkeiten der verschiedenen Strafarten weiter kompliziert und die Weite 
des strafrichterlichen Ermessens in der Sanktionsfindung jedenfalls im Be-
reich der Aburteilung von Vergehen und Übertretungen erhöht. Der Weg-
fall der gesetzlichen Mindestgrenzen für den Vergehens- und Übertre-
tungsbereich im neuen Code pénal stellt demgegenüber tatsächlich keine 
Erweiterung der Ermessensfreiheit dar, da diese auch zuvor durch das 
Rechtsinstitut der circonstances atténuantes nicht mehr verbindlich waren.  

Ebenfalls seit der Mitte der siebziger Jahre des 20. Jahrhunderts wurde 
gleichzeitig erneut ein repressives Strafmodell vertreten. Im Rahmen dieser 
Diskussion erhielt das erkennende Gericht mehr und mehr Kompetenzen, 
bereits im Urteil auch Entscheidungen hinsichtlich der späteren Strafvoll-
streckung zu treffen. Hierdurch sollte eine größere Repressivität des Sank-
tionensystems erreicht werden. Die eigentlich für die Strafvollstreckung 
zuständigen Strafvollstreckungsrichter wurden nämlich als zu milde und 
nachlässig angesehen. So verfügt das erkennende Gericht inzwischen über 
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eine sehr weitgehende Freiheit, im Wege der so genannten période de sûre-
té bei schweren Straftaten einen langandauernden Ausschluss von Voll-
zugslockerungen bereits im Urteil anzuordnen, aber auch von einer bei den 
schwersten Straftaten kraft Gesetzes eintretenden Sicherheitsperiode zu be-
freien, ohne dass hierfür irgendwelche Kriterien vorgesehen sind oder diese 
Entscheidung begründet werden müsste. Rechtsstaatlich bedenklich er-
scheint die durch Gesetz vom 10.06.1983 eingeführte Möglichkeit der vor-
läufigen Vollstreckbarkeit von Alternativstrafen und Bewährungsauflagen, 
die auch im Interesse einer effizienteren Resozialisierung liegen soll. 

Gleichzeitig wurden die Flexibilisierungen, die in den Jahrzehnten zuvor 
im Interesse einer Strafmilderung ermöglicht worden waren, verantwortlich 
gemacht für einen beobachteten Kriminalitätsanstieg. Hieraus leitete sich 
das Bestreben ab, die richterliche Entscheidungsfreiheit in der Strafzumes-
sung in weiten Bereichen abzuschaffen und die Strafgerichte statt dessen 
aus generalpräventiven Gründen unter bestimmten Umständen zu der Ver-
hängung einer Freiheitsstrafe ohne Bewährung zu zwingen. Der Versuch 
einer Umsetzung durch das Gesetz „sécurité et liberté“ vom 02.02.1981 
wurde allerdings nach einem Wechsel der politischen Mehrheiten bald 
rückgängig gemacht.  

Durch die sehr heftig geführte politische Auseinandersetzung über dieses 
Gesetz war aber erneut die Sichtweise bestätigt worden, wonach richterli-
che Ermessensfreiheit bei der Straffestsetzung mit der – begrüßten oder 
bekämpften – Absenkung der Strafen gleichzusetzen sei, eine Einschrän-
kung derselben dagegen mit einem repressiveren Strafsystem. Dass mitt-
lerweile auch Entscheidungsspielräume bestanden, die zu einer Verschär-
fung der in den Tatbeständen vorgesehenen Reaktion führen konnten, wur-
de ebenso wenig erörtert wie die rechtsstaatliche Problematik der begrün-
dungsfreien und nicht kontrollierbaren Ermessensausübung. Die kriminal-
politische Diskussion betraf dementsprechend nicht das übereinstimmend 
verwendete Mittel einer Ausdehnung der Strafzumessungsfreiheit, sondern 
den verfolgten Zweck, nämlich die Verschärfung oder Milderung der staat-
lichen Reaktion auf Strafunrecht.  

1.2 Begründungspflicht und Kassation  
Der materiellen Rechtslage eines weitgehenden Auswahlermessens bei der 
Strafzumessung entspricht das nahezu völlige Fehlen einer Begründungs-
pflicht solcher Entscheidungen.  
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Urteile der Geschworenengerichte sind traditionell nicht zu begründen. 
Dies hängt nicht nur mit der Schwierigkeit zusammen, die Berufsrichter 
Entscheidungen begründen zu lassen, bei denen sie möglicherweise von der 
neunköpfigen Jury aus Laien überstimmt worden sind, sondern auch mit 
dem Verständnis der Jury als Volkssouverän, der sich für seine innere Ü-
berzeugung vor niemandem zu rechtfertigen braucht.  

Die Cour de Cassation verlangt aber auch von den Polizei- und Korrekti-
onalgerichten traditionell und bis heute grundsätzlich keine Begründung 
der Sanktionsauswahl, sondern ist der Ansicht, dass la détermination de la 
peine par les juges dans les limites prévues par la loi, relève d’une faculté 
dont ils ne doivent aucun compte, dass also die Festsetzung der Strafe 
durch das Gericht in den gesetzlich vorgesehenen Grenzen auf einer eige-
nen Entscheidungskompetenz des Gerichts beruhe, über die es keine Re-
chenschaft schulde, jedenfalls solange der Gesetzgeber nichts anderes vor-
schreibt. Soweit instanzgerichtliche Urteile eine freiwillige Strafzumes-
sungsbegründung enthalten, wird diese in der Kassation allerdings auf 
Rechtsfehler geprüft. Die Cour de cassation hebt dabei auch solche Urteile 
auf, die versuchen, Regeln für die Strafzumessung zu entwickeln: Hiermit 
würde gegen Art. 5 Code civil verstoßen, der es den Gerichten untersagt, 
im Einzelfall durch allgemeine, von ihnen aufgestellte Regeln zu entschei-
den. Das Verhältnis zur rechtsgestaltenden Funktion der Rechtsprechung 
wird dabei nicht problematisiert.  

Die herrschende Literatur begründet die Zurückhaltung der Cour de Cas-
sation in der Kontrolle der Strafzumessung damit, dass es sich hierbei um 
eine reine Tatsachenfrage handele. Allerdings werden auch andere aner-
kannte Tatsachenfragen wie zum Beispiel die Beweiswürdigung in der 
Kassationsbeschwerde auf Rechtsfehler überprüft.  

1.3 Neue Tendenzen  
Nicht zuletzt wegen der zunehmenden Bedeutung der Europäischen Men-
schenrechtskonvention für die französische Strafrechtspflege sind in jüngs-
ter Zeit auch in Frankreich Tendenzen hin zu einer größeren Verrechtli-
chung der Strafauswahl zu beobachten.  

So wird die grundsätzliche Begründungsfreiheit der Strafzumessungsent-
scheidung inzwischen von einem Teil der Literatur kritisiert. Hierbei wird 
allerdings nur teilweise darauf abgehoben, dass die Sanktionsauswahl auch 
Rechtsanwendung und als solche revisionsrechtlich überprüfbar sei.  
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Die Cour de Cassation selbst verlangt in Abkehr von ihrer früheren 
Rechtsprechung zumindest in den Verfahren, in denen die nachträgliche 
Befreiung von einer Nebenstrafe einziger Verfahrensgegenstand ist, eine 
Begründung, die auf die vom Antragsteller vorgebrachten Argumente ein-
gehen muss.  

Der Gesetzgeber hat im neuen Code pénal Begründungspflichten für be-
stimmte Strafzumessungsentscheidungen eingeführt. Allerdings wurden für 
den praktisch bedeutsamsten Fall, nämlich die Verweigerung der Vollstre-
ckungsaussetzung bei einer Gefängnisstrafe, nach wie vor keine Kriterien 
aufgestellt, auf die sich die obligatorische Begründung beziehen könnte. 
Das Kassationsgericht überprüft dementsprechend im Wesentlichen nur das 
formale Vorliegen der Begründung, ohne sich inhaltlich hiermit auseinan-
derzusetzen.  

Erste inhaltliche Anforderungen an die Auswahl einer Sanktionsent-
scheidung sind vom Gesetzgeber im Bereich von ausländerspezifischen 
Strafsanktionen eingeführt worden: Um den Anforderungen der Europäi-
schen Menschenrechtskonvention gerecht zu werden, schreibt der neue Co-
de pénal für die strafrechtliche Ausweisung von Ausländern eine Begrün-
dungspflicht vor, die sich auf die „Schwere der Tat und die persönliche und 
familiäre Situation des Ausländers“ beziehen muss. In diesem Bereich sind 
erste Anhaltspunkte dafür erkennbar, dass die Cour de Cassation über den 
Umweg des Art. 8 EMRK auch eine inhaltliche Überprüfung der Sankti-
onsauswahl vornehmen könnte. Es bleibt abzuwarten, ob dies zu einer all-
gemeinen Diskussion nicht nur hinsichtlich der Begründungspflicht der 
Strafzumessungsentscheidung führt, sondern hinsichtlich ihrer Einordnung 
als Tatsachen- oder Rechtsfrage. Derzeit wird allerdings erwogen, die 
rechtspolitisch als „double peine“ sehr umstrittene strafrechtliche Auswei-
sung abzuschaffen und durch eine verwaltungsrechtliche Regelung zu er-
setzen. 

2. Empirisches Forschungsprojekt 

Die französische Rechtslage bezüglich der Sanktionsauswahl durch das 
Strafgericht stellt, wie im ersten Teil deutlich wurde, in großen Bereichen 
einen Gegensatz zum deutschen Strafzumessungsrecht dar. Um so interes-
santer erscheint es, die beiden Länder daraufhin zu untersuchen, ob sich 
diese Gegensätzlichkeit in der Praxis der Strafzumessung widerspiegelt. 
Um erste Anhaltspunkte zur Beantwortung dieser Frage zu erhalten, wurde 
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ein für beide Länder einheitliches Forschungsinstrument entwickelt und im 
Rahmen eines empirischen Pilotprojektes im deutsch-französischen Grenz-
gebiet Baden/Elsass erprobt. Dies warf erhebliche methodische Probleme 
auf, die im Rahmen des vorliegenden Pilotprojektes nur teilweise gelöst 
werden konnten.  

Die Ergebnisse geben auf den ersten Blick die bereits aus den amtlichen 
Statistiken bekannten erheblichen Unterschiede in der Auswahl der Strafar-
ten wieder: In Frankreich herrscht die Verhängung von Freiheitsstrafen mit 
und ohne Bewährung vor, während in Deutschland weit überwiegend Geld-
strafen verhängt werden. Die Resultate weisen aber auch darauf hin, dass 
innerhalb des jeweils national üblichen Sanktionsspektrums von den Rich-
tern auf die gleichen Strafzumessungsstimuli überwiegend gleich reagiert 
wird. Ausnahmen bestehen überwiegend im Hinblick auf die Opferent-
schädigung, die in Frankreich eine größere Rolle zu spielen scheint als in 
Deutschland, sowie auf das Geständnis des Angeklagten, dem von den 
deutschen Teilnehmern eine wesentlich größere Bedeutung zugemessen 
wurde als von den französischen.  

2.1 Der Fragebogen 
Der Fragebogen enthält in seinem ersten Teil eine Reihe von fiktiven Fäl-
len. Sie betreffen Sachverhalte aus dem Bereich der kleinen und mittleren 
Kriminalität, die in beiden untersuchten Ländern rechtlich als Vergehen 
eingeordnet sind. Um eine annähernd vergleichbare Verfahrenssituation zu 
simulieren, wurden Fallgestaltungen ausgesucht, für die in beiden Ländern 
der Einzelrichter zuständig wäre. Für die französischen Teilnehmer wurde 
zudem vorgegeben, dass das Verfahren durch eine citation directe eingelei-
tet wurde. Hierbei handelt es sich um eine förmliche Vorladung des Ange-
klagten zu einem später liegenden Termin, also nicht im Wege des in 
Frankreich recht weit verbreiteten Schnellverfahrens (comparution immé-
diate). Weiter wurde ihnen vorgegeben, dass der Angeklagte in der Haupt-
verhandlung anwesend ist. Nach der französischen Strafprozessordnung 
kann er nämlich auch in Abwesenheit verurteilt werden, wenn er formal 
ordnungsgemäß geladen wurde.  

Im zweiten Teil werden den Teilnehmern verschiedene Fragen allgemei-
ner Art mit Hilfe von Multiple-choice-Tabellen gestellt. Diese betreffen 
unter anderem die Strafzwecke und die Bedeutung diverser Kriterien für 
die Strafauswahl im Bereich der kleinen und mittleren Kriminalität sowie 
die Verwendung von standardisierten Strafen durch die Teilnehmer.  
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Der Fragebogen ist bis auf wenige, sich aus dem jeweiligen Sanktionen-
system zwingend ergebenden Abweichungen in der deutschen und franzö-
sischen Version vollständig identisch. Allerdings ist zu berücksichtigen, 
dass die verwendeten Begriffe aufgrund der unterschiedlichen Rechtssys-
teme teilweise andere Konnotationen hervorrufen können.  

2.2 Die Hypothesen 
Die zugrundeliegenden Arbeitshypothesen sollen von verschiedenen Seiten 
die Frage beleuchten, ob und wie sich die unterschiedliche Regelungs- und 
Kontrolldichte im deutschen und französischen Strafzumessungsrecht auf 
die jeweilige Strafzumessungsentscheidung auswirkt. Leitend war dabei die 
Annahme, dass zwar grundsätzlich in Frankreich die geringere Regelungs-
dichte zu mehr Disparität in den Strafzumessungsentscheidungen führt, 
dass aber bestimmte „Schlüsselreize“ von den Praktikern beider Länder 
übereinstimmend als primär ausschlaggebend für die Sanktionsentschei-
dung angesehen werden.  

 
Folgende Hypothesen wurden entwickelt:  
 
1.)  Die Strafzumessungsentscheidungen der französischen Richterinnen 

und Richter orientieren sich insgesamt weniger an den gesetzlichen 
Strafzumessungskriterien als die ihrer deutschen Kollegen. 

2.)  Es führt in beiden Ländern vergleichbar zu einer systematischen Straf-
schärfung, wenn der Angeklagte vorbestraft ist.  

3.)  Auch die freiwillige Schadenswiedergutmachung vor der Verhandlung 
hat eine erhebliche und in beiden Ländern ähnliche Auswirkung auf 
die Strafzumessung.   

4.)  Das Geständnis hat nur in Deutschland, nicht aber in Frankreich eine 
systematisch strafmildernde Wirkung.   

5.)  Der gescheiterte Versuch wirkt in Frankreich weniger strafmildernd 
als in Deutschland.P 

6.)  Die französischen Richter reagieren stärker als die deutschen auf die 
persönlichen Verhältnisse der Angeklagten. 

7.)  Insgesamt ist in Deutschland eine größere Standardisierung der Stra-
fen im Bereich der kleinen und mittleren Kriminalität festzustellen als 
in Frankreich. 
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8.)  Bei massenhaft und gleichförmig vorkommenden Delikten, insbeson-
dere Verkehrsdelikten, ist sowohl in Frankreich als auch in Deutsch-
land eine hohe Standardisierung der Strafvorschläge innerhalb der je-
weiligen Stichprobe festzustellen. 

2.3 Operationalisierung 
Zur Überprüfung dieser Hypothesen wurden fiktive Fälle aus dem Bereich 
der Körperverletzung, des Diebstahls, des Betrugs und der Trunkenheits-
fahrt gebildet. Für die erste Hypothese wurden dabei unterschiedliche ge-
setzliche Straferschwerungsgründe herangezogen, unabhängig von ihrer 
dogmatischen Einordnung. Die Grundfälle wurden mit den verschiedenen 
hypothetisch als strafzumessungsrelevant angesehenen Faktoren variiert. 
Bei den Körperverletzungsdelikten handelt es sich um die gemeinschaftli-
che Begehungsweise und die Verwendung von gefährlichen Werkzeugen 
(in beiden Ländern als straferschwerender Umstand normiert) sowie die 
vorsätzliche Körperverletzung zum Nachteil der Ehefrau (nur in Frankreich 
gesetzlicher Strafschärfungsgrund). Im Bereich der Diebstahlsdelikte wur-
den neben dem Grundtatbestand sowohl der Diebstahl eines besonders ge-
sicherten Gegenstandes (nur in Deutschland als besonders schwerer Regel-
fall normiert) als auch ein Wohnungseinbruch (in beiden Ländern gesetzli-
cher straferschwerender Umstand) zur Entscheidung gestellt. Für die 
Grundfälle aus dem Bereich der Eigentumskriminalität und der Trunken-
heitsfahrt wurden diverse Vorstrafenvarianten gebildet (einschlägige Vor-
strafe und Vorverurteilung wegen eines nicht einschlägigen Verbrechens – 
beides führt nach französischem Recht zu einer Verdoppelung der Straf-
obergrenze –, Vorverurteilung wegen eines nicht einschlägigen Vergehens, 
die von der französischen Regelung der récidive nicht umfasst wird). Beim 
Grundfall der Körperverletzung wurde das Geständnis des Angeklagten, 
bei dem des Diebstahls die Schadenswiedergutmachung vor der Hauptver-
handlung und beim Diebstahl einer besonders gesicherten Sache der straf-
bare bloße Versuch als Fallvarianten angefügt. 

Zur Operationalisierung der strafzumessungsrelevanten Reaktion der 
Teilnehmer sollte die Strafschärfung oder -milderung bei den jeweiligen 
Fallvarianten untersucht werden. Hierfür war es zunächst erforderlich zu 
definieren, wann eine solche Schärfung oder Milderung vorliegt, also eine 
Hierarchisierung der vorgeschlagenen Strafen vorzunehmen.  

Was die Strafarten angeht, ist dies in Deutschland derzeit jedenfalls 
normativ angesichts der Existenz von lediglich zwei praktisch relevanten 
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allgemeinen Hauptstrafen und der klaren Aussage des § 47 StGB noch oh-
ne weiteres möglich: Die Freiheitsstrafe ist, unabhängig davon, ob ihre 
Vollstreckung zur Bewährung ausgesetzt wird, gegenüber der Geldstrafe 
als schwerere Sanktion anzusehen. Für das französische Sanktionensystem 
stellt sich die Frage der Schwereeinstufung hinsichtlich der unterschiedli-
chen Strafarten ungleich schwieriger dar. Hier ist nämlich nicht nur unklar, 
welche der verschiedenen Strafarten, insbesondere der Alternativstrafen, 
die schwerere ist, sondern auch, wie mit den vielfältigen Kombinationen 
der Strafarten und mit den diversen, unter Umständen nur teilweise zur 
Bewährung ausgesetzten Strafen umzugehen ist. Nach einer Darstellung 
der in der französischen Forschung vorhandenen Lösungsansätze wurde im 
Rahmen des vorliegenden Projektes auch für die französischen Strafarten 
ein normativer Ansatz gewählt, der nur in zweiter Linie mit Aspekten der 
Eingriffsintensität kombiniert wurde. Aus verschiedenen gesetzlichen An-
haltspunkten konnte hergeleitet werden, dass auch in Frankreich die Frei-
heitsstrafe in jeder Vollstreckungsvariante als die schwerste Strafart anzu-
sehen ist.   

 
Schwerste Hauptstrafe Vollstreckungsmodalität und/oder Kombina-

tion 
Gefängnisstrafe  ganz oder teilweise ohne Bewährung,  

u. U. mit amende ferme (Geldstrafe ohne Be-
währung) 

Gefängnisstrafe  
 

- mit vollständiger einfacher Vollstreckungs-
aussetzung (sursis simple) und amende ferme 

- mit vollständigem sursis avec mise à 
l’épreuve oder sursis-TIG und u. U. mit  
amende ferme 

Gefängnisstrafe  mit vollständiger einfacher Vollstreckungsaus-
setzung (sursis simple)  

Gemeinnützige Arbeit   
Geldstrafe in Tagessatz-
form 

 

Geldstrafe  ganz oder teilweise ohne Vollstreckungsausset-
zung 

Strafdispens, Strafauf-
schub und Geldstrafe  

 
mit vollständiger Bewährungsaussetzung 

Führerscheinsanktion  
allein 
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Für die auf dieser Basis zu erstellende Schwereskala wurden nur die 
Strafarten, Sanktions- und Bewährungskombinationen verwendet, die von 
den Teilnehmern auch tatsächlich vorgeschlagen wurden. Hieraus ergab 
sich für die französische Seite die oben dargestellte Hierarchisierung.  

Die deutschen Strafvorschläge wurden ebenfalls primär nach der Strafart 
eingestuft. Zudem wurde eine normativ nicht bestehende Unterscheidung 
zwischen Bewährungsstrafe mit bzw. ohne Entscheidungen nach §§ 56b ff. 
StGB (Bewährungsauflagen oder -weisungen und/oder Bewährungshelfer) 
etabliert und somit ebenfalls ein Aspekt der Eingriffsintensität herangezo-
gen. Hiermit sollte eine Parallele zu dem in Frankreich normativ bestehen-
den Unterschied zwischen einfacher Bewährung und Bewährung mit Be-
währungsüberwachung bzw. mit der Verpflichtung zur Ableistung gemein-
nütziger Arbeit hergestellt werden, um die jeweiligen Ergebnisse besser 
vergleichen zu können.  

Für die von der deutschen Teilnehmergruppe vorgeschlagenen Sanktionen 
ergab sich somit folgende Schwereeinstufung:   

Hauptstrafe Bewährungsentscheidung 

Freiheitsstrafe  ohne Bewährung 
Freiheitsstrafe  mit Bewährung und Bewährungsauflagen oder 

-weisungen und/oder Bewährungshelfer 
Freiheitsstrafe  mit Bewährung ohne Entscheidungen nach §§ 56b ff 

StGB 
Geldstrafe  
Verwarnung mit 
Strafvorbehalt und  
§§ 153, 153aStPO 

 

 
Ein einheitlicher Messwert für die verschiedenen Strafarten wurde weder 
innerhalb eines nationalen Sanktionssystems noch gemeinsam für beide 
untersuchten Länder gebildet, da die hierfür erforderlichen theoretischen 
und empirischen Vorarbeiten im Rahmen des Pilotprojektes nicht sinnvoll 
geleistet werden konnten. Statt dessen erfolgte die Operationalisierung der 
zu vergleichenden Strafschärfungen bzw. -Milderungen anhand der darge-
stellten Schwerekategorien der Strafarten. Nur ausnahmsweise wurden 
auch die Strafhöhen innerhalb eines Sanktionssystems miteinander vergli-
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chen. Mangels eines einheitlichen Messwertes war nur eine gemischt quali-
tativ-quantitative Auswertung der Antworten möglich.  

2.4 Die Stichprobe 
Der Fragebogen wurde auf französischer Seite bei sämtlichen Richterinnen 
und Richtern im Gerichtsbezirk der Cour d’Appel von Colmar verteilt. Ins-
gesamt sind dies ca. 122 Teilnehmer, von denen ausweislich der ebenfalls 
erhobenen Geschäftsverteilungspläne 49 funktionell mit Strafsachen be-
schäftigt waren. Da die französische Strafprozessordnung vorsieht, dass 
Vergehen grundsätzlich durch eine Strafkammer abzuurteilen sind, werden 
zur besseren Verteilung der hiermit verbundenen Arbeitsbelastung vielfach 
auch solche Richter in Strafverfahren als Beisitzer eingesetzt, die nach dem 
Geschäftsverteilungsplan keiner Strafkammer angehören. Dies rechtfertigte 
die Einbeziehung aller im Bezirk der Cour d’Appel von Colmar beschäftig-
ten Richterinnen und Richter, ohne danach zu differenzieren, ob sie einer 
Strafkammer angehören.  

Ausgefüllte Fragebogen wurden von 42 Richterinnen und Richtern zu-
rückgesandt, somit von knapp 34,5% der Befragten. Von diesen gaben nur 
28, also knapp 67% der Antwortenden, an, im Zeitraum der Befragung für 
Strafsachen zuständig gewesen zu sein.  

In Deutschland wurde der Fragebogen bei den Strafrichterinnen und 
Strafrichtern der Amts- und Landgerichte in den grenznahen Landgerichts-
bezirken des OLG-Bezirks Karlsruhe (LG-Bezirke Karlsruhe, Baden-
Baden, Offenburg und Freiburg) verteilt. Hierbei handelte es sich nach den 
erhobenen Geschäftsverteilungsplänen und dem Handbuch der Justiz um 
ca. 125 Richterinnen und Richter. Hiervon sandten 51 Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer die Fragebogen ausgefüllt zurück; die Rücklaufquote liegt 
somit bei 40,8%.  

2.5 Die Auswertung des Fragenteils 
Den Teilnehmern wurden nicht nur Fragen zur Sanktionsauswahl gestellt, 
sondern auch solche zu ihren persönlichen und Beschäftigungsumständen 
(Geschlecht, Beschäftigungsdauer in der Justiz, Häufigkeit des Gerichts-
wechsels, Einschätzung der Arbeitsbelastung u.ä.). Im Folgenden können 
nur die Antworten der Teilnehmenden auf die Fragen zu den Strafzwecken, 
den Strafzumessungskriterien und die Verwendung von standardisierten 
Strafmaßen herausgehoben werden. 
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2.5.1 Die Strafzwecke 
Den Teilnehmern wurden zehn Strafzwecke genannt, deren Bedeutung sie 
in einer fünfstufigen Wichtigkeitsskala von nicht wichtig bis sehr wichtig 
eintragen sollten. Die Auswertung ergab das folgende Bild:  

Schaubild 1: Die Einstufung der Strafzwecke durch die Teilnehmer 

 
 

Auffällig ist zunächst, dass die französischen Richter den Strafzwecken 
insgesamt eine höhere Bedeutung beimaßen. Es scheint nicht ausgeschlos-
sen, dass dies mit dem größeren Ermessensspielraum zusammenhängt, den 
sie bei der Sanktionsfestsetzung haben: Hierdurch kann die Auffassung ge-
fördert werden, tatsächlichen Einfluss auf die Verwirklichung der vorge-
stellten Strafzwecke zu haben, wodurch diese ihrerseits ein größeres Ge-
wicht erhalten können. Wenn sich dagegen das Auswahlermessen im We-
sentlichen auf die Strafhöhe beschränkt, wie dies in Deutschland der Fall 
ist, wird die Einflussmöglichkeit möglicherweise als geringer eingeschätzt, 
was zu einer stärkeren Relativierung der mit der Strafe erreichbaren Zwe-
cke führen dürfte. 

In der Einschätzung der Rangfolge der Strafzwecke herrscht zwischen 
der deutschen und der französischen Probandengruppe eine weitgehende 
Übereinstimmung, die angesichts der Unterschiede in den Strafrechtskon-
zeptionen beider Länder so nicht zu erwarten war.  

So sind sich die befragten Praktiker darin einig, unabhängig vom Stand 
der kriminologischen Wirkungsforschung und vom herrschenden wissen-
schaftlichen Diskurs in der negativen Spezialprävention den wichtigsten 
Strafzweck im Bereich der kleinen und mittleren Kriminalität zu sehen.  
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Der Resozialisierung wird in beiden Stichproben ebenfalls eine relativ 
hohe Bedeutung beigemessen, in Deutschland allerdings in geringerem 
Maße als in Frankreich. Dieser Unterschied entspricht dem jeweils herr-
schenden Strafkonzept in beiden Ländern. Es hätte erwartet werden kön-
nen, dass der Kontrast zwischen den Stichprobengruppen noch größer ist.  

Übereinstimmung besteht zwischen beiden Probandengruppen auch hin-
sichtlich der Einordnung des Strafzwecks des Schuldausgleichs: Dieser 
wird einheitlich als wenig wichtig eingeordnet. Auch dieses Ergebnis über-
rascht, ist die Schuld doch in Deutschland nach § 46 Abs. 1 StGB und der 
Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes Basis und Ausgangspunkt der 
Strafzumessung. In Frankreich spielt das Maß der Schuld dagegen in der 
Diskussion um die Sanktionsauswahl nur eine untergeordnete Rolle. Es ist 
allerdings nicht ausgeschlossen, dass das niedrige Ergebnis in Deutschland 
durch die begriffliche Verbindung dieses Strafzweckes mit dem der Vergel-
tung in der deutschen Version des Fragebogens mit beeinflusst wurde. 

Einig sind die Befragten sich ebenfalls darin, die positive Generalprä-
vention jedenfalls im Bereich der kleinen und mittleren Kriminalität als 
unwichtigen Strafzweck anzusehen, wobei die deutschen Teilnehmer sie 
durchschnittlich für den unwichtigsten Strafzweck überhaupt, die französi-
schen dagegen für einen der unwichtigeren hielten. Dieses Ergebnis wider-
spricht den Erwartungen insoweit, als die Normbestätigung in der deut-
schen Literatur inzwischen als einer der wichtigsten Strafzwecke angese-
hen wird, während er in Frankreich zwar diskutiert wird, aber nicht sehr 
verbreitet ist. Es hätte daher vermutet werden können, dass die deutschen 
Probanden diesen Zweck deutlich höher eingestuft hätten als die französi-
schen.  

Die negative Generalprävention wird von keiner der beiden Teilnehmer-
gruppen als wichtiger Strafzweck angesehen. Allerdings besteht insofern 
ein Unterschied, als die Franzosen sie für den unwichtigsten Strafzweck 
überhaupt, die deutschen dagegen nur für einen der unwichtigeren ansehen. 
Eventuell hängt die geringe Einschätzung durch die französischen Proban-
den damit zusammen, dass in der französischen Version des Fragebogens 
der bei Praktikern geläufigere Begriff der exemplarité de la peine nicht ge-
nannt wurde. Möglich ist aber auch, dass überwiegend solche Richter an 
der Untersuchung teilgenommen haben, die diesem in der rechtspolitischen 
Diskussion sehr offensiv vertretenen Konzept kritisch gegenüber stehen.  

Der größte Unterschied zwischen den französischen und den deutschen 
Antworten konnte bei zwei opferbezogenen Aspekten festgestellt werden, 
nämlich hinsichtlich der Bedeutung der Schadenswiedergutmachung und 
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der Genugtuungsfunktion der Strafe für das Opfer. In den diesbezüglichen 
Antworten spiegelt sich unmittelbar die jeweilige prozessuale Rolle des 
Opfers im Strafverfahren: Die französischen Teilnehmer hielten die Scha-
denswiedergutmachung für einen der wichtigsten Strafzwecke, während sie 
die Genugtuungsfunktion als relativ unwichtig einstuften.  

Dem entspricht es, dass das Opfer sich in Frankreich dem Strafverfahren 
unbegrenzt dem Verfahren als partie civile anschließen kann, wenn und 
soweit es materiellen oder immateriellen Schadensersatz geltend machen 
möchte. Aus reinem Genugtuungsbedürfnis ist der Anschluss dagegen in 
Frankreich nicht zulässig. Die deutschen Teilnehmer hielten demgegenüber 
die Schadenswiedergutmachung, entsprechend der untergeordneten Rolle 
des Adhäsionsverfahrens in der deutschen Strafrechtspraxis, für relativ un-
wichtig. Große Bedeutung maßen sie statt dessen der Genugtuung bei, die 
auch der Zweck der in der deutschen Strafrechtspflege weit verbreiteten 
Nebenklage ist.  

2.5.2 Die Strafzumessungskriterien 

Die Teilnehmer wurden gebeten, 26 aufgezählte Kriterien, die für ihre ei-
gene Strafzumessungsentscheidung im Bereich der kleinen und mittleren 
Kriminalität von Bedeutung sein könnten, in eine fünfstufige Wichtigkeits-
skala von nicht wichtig bis sehr wichtig einzuordnen (Schaubild 2).  

Deutlich wurde, dass die französischen und die deutschen Teilnehmer 
die Bedeutung von Strafzumessungskriterien trotz der unterschiedlichen 
Konzeption in beiden Ländern ganz überwiegend übereinstimmend bewer-
ten: Nahezu drei Viertel der genannten Kriterien wurden von den beiden 
Gruppen mit einem Unterschied von lediglich bis zu 0,4 Bewertungseinhei-
ten eingestuft. Als wichtigste Kriterien wurden dabei übereinstimmend die 
strafrechtliche Vorbelastung angesehen, wenn sie einschlägig war bzw. die 
Voraussetzungen der récidive erfüllen, sowie die Schadenswiedergutma-
chung vor der Hauptverhandlung. Auch die in der Hauptverhandlung ge-
zeigte Reue, die negativen Auswirkungen der Strafe auf den Angeklagten 
und die Schadenshöhe wurden übereinstimmend als wesentliche Kriterien 
für die eigene Strafzumessung genannt. Übereinstimmung bestand auch 
insofern, als entgegen den vorliegenden empirischen Ergebnissen der An-
trag des Staatsanwalts in der Hauptverhandlung, die Vorführung des Ange-
klagten aus der Haft und die nationale oder kulturelle Herkunft und das Ge-
schlecht des Angeklagten als tendenziell unwichtige Strafzumessungsfakto-
ren eingestuft wurden.  
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Schaubild 2: Die Einstufung verschiedener Strafzumessungskriterien 
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Mittlere Abweichungen zwischen den deutschen und französischen Ant-
worten gab es bei der Einschätzung, welche Bedeutung die Beteiligung des 
Opfers für die Strafzumessung hat: Diese wurde von den französischen 
Teilnehmern ebenso als höher eingestuft wie das Gewicht des Antrags des  
Verteidigers im Plädoyer und der Einfluss der öffentlichen Meinung auf die 
Strafzumessung. Auch in diesem Ergebnis dürfte sich das unterschiedliche 
prozessuale Gewicht des Opfers widerspiegeln. 

Erhebliche Abweichungen waren festzustellen bei der Gewichtung des 
Geständnisses für die Strafzumessung: Diese war, der insofern aufgestell-
ten Hypothese entsprechend, in Deutschland wesentlich größer als in 
Frankreich. Die deutschen Teilnehmer hielten auch die Unterscheidung 
zwischen Versuch und Vollendung sowie die Rechtsprechung des Beru-
fungsgerichts für erheblich bedeutender als ihre französischen Kollegen. 
Die französischen Richter maßen dagegen den Vorverurteilungen, die die 
gesetzlichen Bedingungen der récidive nicht erfüllen, eine wesentlich grö-
ßere Bedeutung bei als die deutschen den nicht einschlägigen Vorstrafen. 
Die gesetzliche Regelung der récidive wird also von den französischen 
Teilnehmern nicht als abschließend in dem Sinne angesehen, dass andere 
Vorverurteilungen als die hierin genannten nicht zu Strafschärfungen füh-
ren dürfen.  

2.5.3 Verwendung von standardisierten Strafmaßen 
Die Teilnehmer (in Frankreich durch eine vorgeschaltete Frage beschränkt 
auf die derzeit als Strafrichter Tätigen, was n auf 28 reduzierte) wurden 
weiter befragt, ob sie standardisierte Strafmaße verwenden. Als Antwortva-
rianten wurde vorgegeben: „nein, da es auf die Täterpersönlichkeit und/ 
oder den jeweiligen Einzelfall ankommt“, „nein, jedenfalls nicht bewusst“, 
„ja, um Unterschiede in der Strafzumessung zu vermeiden, aber mit häufi-
geren Abweichungen im Einzelfall“ sowie „ja, um Unterschiede in der 
Strafzumessung zu vermeiden in der Regel ohne Abweichung im Einzel-
fall“. Den beiden Ja-Varianten waren außerdem jeweils sechs gleiche De-
liktsgruppen (Trunkenheitsfahrt, Unfallflucht, sonstige häufige Straßenver-
kehrsdelikte, einfacher Diebstahl, einfache Körperverletzung und Un-
terhaltspflichtsverletzung) hinzugefügt, so dass die Richter ankreuzen 
konnten, ob sich die standardisierte Strafzumessung mit oder ohne Abwei-
chungen im Einzelfall auf sie bezieht. Mehrfachnennungen zwischen allen 
Variationen waren ausdrücklich erlaubt, um so auch die Konstellationen 
abzudecken, in denen die Richter nur in ganz bestimmten Fallgruppen 
Standardstrafmaße verwenden und in anderen bewusst nicht. Für die Aus-
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wertung wurden die Mehrfachnennungen folgendermaßen behandelt: Als 
„nein“ wurden nur die Antworten registriert, die ausschließlich eine oder 
beide Nein-Varianten angekreuzt hatten. Dagegen wurden die Teilnehmer, 
die die verneinende Antwort mit der bejahenden kombiniert hatten, als be-
jahend gezählt. Zu einer eigenen Gruppe wurden auch die Teilnehmer zu-
sammengeführt, die in irgendeiner Kombination die vierte Variante (Stan-
dardisierung ohne Abweichung) angekreuzt hatten.  

Das Ergebnis der auf diese Weise vorgenommenen Zusammenfassung 
der Antworten ist dem nachfolgenden Schaubild zu entnehmen:  

Schaubild 3: Standardisierung mit bzw. ohne Abweichungen 
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Es wird erkennbar, dass nahezu 90 % der französischen Teilnehmer anga-
ben, standardisierte Strafmaße – wenn auch mit Abweichungen im Einzel-
fall – zu verwenden, während es in der deutschen Stichprobe nur ca. 78 % 
waren (hiervon allerdings 18 % sogar ohne Abweichungen im Einzelfall).  

Das Ergebnis ist trotz der Einschränkungen überraschend, die angesichts 
der geringen Anzahl insbesondere der französischen Antworten bei der In-
terpretation erforderlich sind. Die deutschen Angaben dürften sich aller-
dings weitgehend durch die Einbeziehung der Richter an den Landgerich-
ten erklären lassen: Diese sind überwiegend mit Verfahren wegen schweren 
und schwersten Straftaten befasst, für die eine Standardisierung bereits 
mangels massenhaft vorkommender Vergleichsfälle nicht die Regel sein 
dürfte. Für Frankreich ist der hohe Prozentsatz der bejahenden Antworten 
angesichts des herrschenden Paradigmas der Individualisierung der Sankti-
on dagegen bemerkenswert. 
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Hinsichtlich der Deliktsgruppen, für die die deutschen und französischen 
Teilnehmer angaben, in der Regel oder immer standardisierte Strafmaße zu 
verwenden, ergibt sich folgendes Bild:  

Schaubild 4: Standardisierung nach Deliktsgruppen 
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Es wird deutlich, dass die Trunkenheitsfahrt und die anderen häufigen Ver-
kehrsdelikte in beiden Teilnehmergruppen übereinstimmend als wichtigste 
Anwendungsbereiche von standardisierten Strafmaßen angesehen werden. 
Bei den anderen Delikten liegt die französische Quote deutlich niedriger als 
die deutsche. Dass die Trunkenheitsfahrt das Delikt par excellence für eine 
Standardisierung des Strafmaßes ist, wird auch dadurch deutlich, dass acht 
der neun (ausschließlich deutschen) Teilnehmer, die angaben, Strafmaße in 
der Regel ohne Abweichungen zu verwenden, als Anwendungsfall die 
Trunkenheitsfahrt nannten.  

Dies bestätigt die Arbeitshypothesen Ziff. 6 und 7.   
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2.6 Die Strafvorschläge in den fiktiven Fällen 
Die Auswertung der Strafvorschläge, die von den Teilnehmern beider 

Länder für die fiktiven Fälle abgegeben wurden, stellte sich als auch me-
thodisch schwieriges Unterfangen heraus. So machte sich auch in dieser 
Untersuchung bemerkbar, dass die französische Sanktionenvielfalt den em-
pirischen Zugriff erschwert. Bereits die Eingabe der Daten war vielfachen 
Komplikationen unterworfen, die häufige Neuauszählungen erforderlich 
machte.  

Aus den folgenden Schaubildern sind die Strafvorschläge der französi-
schen und deutschen Teilnehmer, zusammengestellt nach den oben erläu-
terten Strafschwerekategorien, ersichtlich. Zur Überprüfung der zugrunde 
gelegten Arbeitshypothesen wurde außerdem die jeweilige Strafhöhe in-
nerhalb der am häufigsten verwendeten Strafarten ausgewertet, für die 
französische Stichprobe somit der Freiheitsstrafe, für die deutsche der Frei-
heit- und/oder der Geldstrafe.  

Aus Platzgründen muss in der vorliegenden Zusammenfassung davon 
abgesehen werden, die zur Überprüfung der einzelnen Hypothesen heraus-
gearbeiteten Einzeltabellen darzustellen, die sich aber alle aus der folgen-
den Gesamtübersicht ableiten. Ebenfalls ist es hier nicht möglich, die Ta-
bellen mit den Strafhöhen für die einzelnen Fälle und ihre Varianten einzu-
stellen.  
Zusammenfassend lässt sich zu den erzielten Ergebnissen folgendes fest-
stellen: 

In den Strafzumessungsvorschlägen spiegelt sich, wenn auch mit Abwei-
chungen, die sich aber ohne weiteres auf die Art der zur Entscheidung ge-
stellten Fälle zurückführen lassen, jeweils das Sanktionsprofil wider, das  

 

Schaubild 5: Strafvorschläge Frankreich, Strafschwerekategorien 

Frankreich  
 
     
 
 
 

Fall 

Kategorie I: 
Gefängnis-
strafe ganz 
oder teilweise 
ohne Bewäh-
rung 

Kategorie II: Ge-
fängnisstrafe voll-
ständig ausge-
setzt mit Verhän-
gung von Ver-
pflichtungen/ Auf-
lagen 

Kategorie III: 
Gefängnisstra-
fe vollständig 
ausgesetzt  

Summe  
I - III Ge-
fängnis 
 

 

 

1: Vorsätzl. 
Körperverletzung  14,3 35,7 45,2 95,2 
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1a: mit Geständnis 9,5 31 52,4 92,9 

1b: mit gefährl. Werkzeug 38,1 31 26,2 95,3 

1c: mit mehreren, aber 
Provokation 21,4 26,2 50 97,6 

2: Vorsätzl. 
Körperverletzung z. N. 
Ehefrau 26,2 47,6 21,4 95,2 

3:einfacher Diebstahl, Wert 
600,- Euro  0 38,1 28,6 66,7 

3a: persönl. Verhältnisse 
ungünstiger  0 35,7 40,5 76,2 

3b: Vorstrafe wg. Trunken-
heitsfahr 2,4 45,3 28,6 76,3 

3c: Schadenwiedergutma-
chung 0 0 38,1 38,1 

4: Diebstahl eines abge-
schlossenen Fahrrades  2,4 28,6 38,1 69,1 

4a: im Versuch 0 26,2 45,2 71,4 

5: Einbruchsdiebstahl 11,9 42,9 38,1 92,9 

6: Einmietbetrug Hotel  0 21,4 42,8 64,2 

6a: mit einschlägiger Vor-
strafe 14,3 54,8 7,1 76,2 

7: Trunkenheitsfahrt 2,4 45,2 14,3 61,9 

7a: mit einschlägiger Vor-
strafe 2,4 83,3 2,4 88,1 

7b: mit Vorstrafe wg. Ver-
gewaltigung  9,5 54,8 7,1 71,4 
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Frankreich 
               

Fall Nr. 

Kategorie IV: 
Gemeinnützi-
ge Arbeit (rei-
nes TIG) 

Kategorie 
V: reine 
Geldstrafe 
jours-
amende 
(Tagessät-
ze) 

Kategorie VI:  
Geldsummen-
strafe ganz 
oder teilweise 
ohne Vollstre-
ckungs- aus-
setzung 

Kategorie VII: 
Strafdispens 
oder Geldstra-
fe mit voll-
ständiger Be-
währungs- 
aussetzung 

Katego-
rie VIII: 
reine 
Führer-
schein- 
sanktion 

1:Vorsätzl. 
Körperverletzung  2,4 2,4 0 0 0 

1a: mit Geständnis 4,8 2,4 0 0 0 

1b: mit gefährl. 
Werkzeug 2,4 2,4 0 0 0 

1c: mit mehreren, 
aber Provokation 0 2,4 0 0 0 

2: Vorsätzl. 
Körperverletzung 
z. N. Ehefrau 2,4 2,4 0 0 0 

3: einfacher Dieb-
stahl, Wert 600,- 
Euro  4,8 11,9 16,7 0 0 

3a: persönl. Ver-
hältnisse un-
günstiger  21,4 0 2,4 0 0 

3b: Vorstrafe wg. 
Trunkenheitsfahrt 9,5 7,1 7,1 0 0 

3c: Schadenwieder-
gutmachung 2,4 2,4 21,4 35,7 0 

4: Diebstahl eines 
abgeschlosse-
nen Fahrrades  4,8 0 11,9 4,8 0 

4a: im Versuch 14,3 2,4 11,9 0 0 

5: Einbruchsdieb-
stahl 7,1 0 0 0 0 

6: Einmietbetrug 
Hotel  28,6 4,8 0 0 2,4 

6a: mit einschlägi-
ger Vorstrafe 19 4,8 0 0 0 

7: Trunkenheitsfahrt 2,4 0 26,2 0 9,5 

7a: mit einschlägi-
ger Vorstrafe 0 0 4,8 0 4,8 

7b: mit Vorstrafe 
wg. Vergewal-
tigung  2,4 0 16,7 0 4,8 
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Schaubild 6: Strafvorschläge Deutschland, Strafschwerekategorien 
 

Deutschland 
 
 
 
 
 
 
Fall Nr. 

Kate-
gorie I   
FrStr 
ohne 
Bewäh-
rung 

Kategorie   
FrStr mit 
Bewährung 
und Ent-
scheidun-
gen nach 
§§ 56b ff 
StGB 

Kategorie III    
FrStr mit Be-
währung ohne 
Entscheidun-
gen nach  §§ 
56b ff StGB 

Freiheits-
strafe 
insgesamt
 

Kategorie 
IV Geld-
strafe 

Kategorie 
V 
Strafvorbe-
halt und      
Einstellung

1: Vorsätzl. 
Körperver- 
letzung  3,9 45,1 0 49 51 0 

1a: mit Ges-
tändnis 0 27,5 0 27,5 72,5 0 

1b: mit gefährl. 
Werkzeug 5,9 82,4 2 90,3 9,8 0 

1c: mit mehre-
ren, aber Pro-
vokation 0 72,5 0 72,5 27,5 0 

2: Vorsätzl. 
Körperver-
letzung z. N. 
Ehefrau 2 52,9 2 56,9 43,1 0 

3: einfacher 
Diebstahl, 
Wert 600,- 
Euro  0 0 0 0 98 2 

3a: persönl. 
Verhältnisse 
ungünstiger  0 0 0 0 100 0 

3b: Vorstrafe 
wg. Trunken-
heitsfahrt 0 5,9 0 5,9 94,1 0 

3c: Schadens-
wiedergutma-
chung 0 0 0 0 74,5 25,5 

4: Diebstahl ei-
nes abge-
schlossenen 
Fahrrades  0 21,6 3,9 25,5 72,5 0 

4a: im Versuch 0 7,8 2 9,8 86,3 4 
5: Einbruchs-

diebstahl 2 82,4 5,9 90,3 9,8 0 

6: Einmietbe-
trug Hotel  0 7,8 0 7,8 92,2 0 
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Deutschland 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Fall Nr. 

Kate-
gorie I   
FrStr 
ohne 
Bewäh-
rung 
 
 
 
 
 
 
 

Kategorie 
II                 
FrStr mit 
Bewährung 
und Ent-
scheidun-
gen nach 
§§ 56b ff 
StGB 
 
 
 
 

Kategorie III     
FrStr mit Be-
währung ohne 
Entscheidun-
gen nach  §§ 
56b ff StGB 
 
 
 
 
 
 
 

Freiheits-
strafe 
insgesamt
 

Kategorie 
IV Geld-
strafe 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Kategorie 
V Strafvor-
behalt und 
Einstellung
 
 
 
 
 
 
 
 
 

6a: mit ein-
schlägiger 
Vorstrafe 2 76,5 9,8 88,3 11,8 0 

7: Trunken-
heitsfahrt 0 0 0 0 100 0 

7a: mit ein-
schlägiger 
Vorstrafe 0 74,5 7,8 82,3 15,7 0 

7b: mit Vorstra-
fe wg. Verge-
waltigung  0 3,9 3,9 7,8 92,2 0 

 
sich auch aus den amtlichen Verurteiltenstatistiken ergibt. Insbesondere die 
Dominanz der Geldstrafe in Deutschland und diejenige der Freiheitsstrafe 
in Frankreich sind auch in den Antworten auf die fiktiven Fälle festzustel-
len.  

Der Vergleich der Strafvorschläge zeigt, dass innerhalb der deutschen 
Stichprobe hinsichtlich der Strafarten eine wesentlich höhere Konformität 
der Strafvorschläge für einen Fall herrscht als innerhalb der französischen. 
Dies ist wenig überraschend, wird doch die Auswahl zwischen den beiden 
Hauptsstrafarten in Deutschland durch das Zusammenspiel von § 47 StGB 
einerseits, erhöhten und bindenden Mindeststrafen in manchen Tatbestän-
den andererseits nahezu unausweichlich vorgegeben (§ 47 StGB schreibt 
vor, anstelle von Freiheitsstrafen bis zu sechs Monaten grundsätzlich Geld-
strafe zu verhängen, es sei denn, es lägen besondere Gründe für eine Frei-
heitsstrafe vor). In Frankreich bestehen dagegen keinerlei Kriterien für die 
Auswahl zwischen den vielfachen Strafarten. Die größere Disparität in 
Frankreich ist somit systematisch vorgegeben. Selbst im Bereich der Trun-
kenheitsfahrt, für den die französischen Teilnehmer im Fragenteil überein-
stimmend angaben, Straftaxen zu verwenden, besteht nur teilweise größere 
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Einigkeit zwischen den französischen Teilnehmern hinsichtlich der auszu-
wählenden Strafart.  

Unter Einbeziehung der Strafhöhe ändert sich das Bild dagegen: Hier 
sind sowohl bei den deutschen als auch bei den französischen Teilnehmern 
überwiegend vergleichbare und in Bezug zur Weite der Strafrahmen recht 
geringe Abweichungen innerhalb der Strafvorschläge für einen Fall festzu-
stellen. Lediglich in den Fällen der Trunkenheitsfahrt sind sich die deut-
schen Teilnehmer auch hinsichtlich der Strafhöhe einiger als in den ande-
ren Fällen, die französischen dagegen nicht.  

Deutlich wird, dass in beiden Ländern die Reaktion auf die zur Entschei-
dung unterbreiteten Strafzumessungsstimuli sich primär in einer Verände-
rung der Strafarten ausdrückte, weniger aber in der Strafhöhe. Dabei sind 
die Reaktionen der deutschen Teilnehmer jeweils wesentlich deutlicher als 
die ihrer französischen Kollegen.  

In Deutschland beruht auch dies auf dem Zusammenspiel von § 47 StGB 
einerseits und erhöhten Mindeststrafen in den Beispielsfällen mit gesetzli-
chen Strafschärfungsgründen andererseits. Dementsprechend ist die größte 
Disparität jeweils dort festzustellen, wo es sich um einen durch § 47 StGB 
erlaubten Grenzbereich zwischen einer erhöhten Mindestfreiheitsstrafe und 
einer erhöhten Geldstrafe handelte. Ansonsten wird Freiheitsstrafe nur dort 
in größerem Umfang verhängt, wo eine einschlägige Vorstrafe als besonde-
rer Umstand im Sinne des § 47 Abs. 1 StGB interpretiert werden konnte. 

In Frankreich beruht es auf dem gesetzlichen Konzept der Individualisie-
rung, auf die zur Entscheidung gestellten Varianten primär durch eine Ver-
änderung der Strafarten zu reagieren: Die Vervielfältigung der dem Korrek-
tionalgericht zur Verfügung stehenden Sanktionsarten sollte gerade dem 
Zweck dienen, eine flexible Reaktion auf verschiedene Umstände zu ge-
statten. Allerdings werden von den französischen Teilnehmern ganz über-
wiegend Gefängnisstrafen verhängt und finden die Reaktionen auf die 
Strafzumessungsstimuli häufig nur innerhalb der verschiedenen Vollstre-
ckungsvarianten derselben statt. Nur in einem Fall liegt die Gesamtquote 
der Gefängnisstrafen unter 50%, in allen anderen Fällen bei ca. zwei Drit-
teln aller Strafvorschläge oder mehr. Insofern kann von einer Homogenität 
der französischen Strafvorschläge gesprochen werden, die dem gesetzgebe-
rischen Konzept der Sanktionenvielfalt und Ermessensfreiheit nicht mehr 
entspricht, seitdem in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts zur Individu-
alisierung der Sanktion im Vergehensbereich nicht nur der sursis simple 
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und die Vollstreckungsaussetzung mit Bewährungsauflage, sondern auch 
vielfältige andere Sanktionsarten zur Verfügung gestellt wurden.  

Die zur Überprüfung gestellten Hypothesen haben sich überwiegend nur 
tendenziell bestätigen lassen:  

Die Ergebnisse deuten an, dass die untersuchten gesetzlichen Vorgaben 
straferschwerender Art (Fälle 1b, 1c, 2, 4, 5) nicht nur von den deutschen, 
sondern auch von den französischen Teilnehmern berücksichtigt werden, 
auch wenn der Code pénal keine Mindeststrafen mehr vorschreibt und sie 
mangels Begründungspflicht durch nichts dazu angehalten werden können, 
in diesen Fällen tatsächlich höhere Strafen zur verhängen. Hinsichtlich der 
Vorstrafen (Fälle 3b, 6a, 7a, 7b) weichen die französischen Teilnehmer al-
lerdings insofern vom gesetzlichen Entscheidungsprogramm ab, als sie die 
nicht einschlägige Vergehensvorstrafe nahezu im gleichen Umfang straf-
schärfend berücksichtigen wie die nicht einschlägige Verbrechensvorstrafe, 
obwohl nur letztere die gesetzlichen Voraussetzungen der récidive mit der 
damit einhergehenden Verdoppelung der Strafobergrenze erfüllt. Insgesamt 
wurden die verschiedenen Arten der Vorstrafen von den deutschen und den 
französischen Teilnehmern auf sehr ähnliche Weise strafschärfend verwen-
det, wobei allerdings in der deutschen Stichprobe die Strafschärfung nach 
einer einschlägigen Vorstrafe noch wesentlich krasser ausfiel als in der 
französischen.  

Die Schadenswiedergutmachung vor der Hauptverhandlung (Fall 3c) 
führte dagegen in Frankreich zu einer deutlicheren Strafmilderung – übri-
gens zusammen mit der Abweichung aufgrund veränderter persönlicher 
Täterumstände (Fall 3a, s. u.) der einzige Fall, bei dem die französischen 
Teilnehmer eindeutiger auf ein Strafzumessungsignal reagierten als die 
deutschen. Dies ist auch deshalb bemerkenswert, weil die Schadenswieder-
gutmachung in Deutschland inzwischen als vertypter Strafmilderungsgrund 
vorgesehen ist (§ 46 a StGB).  

Demgegenüber hat das Geständnis (Fall 1a) bei den deutschen Teilneh-
mern zu einer stärker ausgeprägten Strafmilderung geführt als bei den fran-
zösischen, was seiner prozessökonomischen Bedeutung im deutschen 
Strafprozess und seiner diesbezüglichen Unwichtigkeit im französischen 
Strafprozess entspricht.  

Die aufgestellte Hypothese zur größeren Relevanz des Versuchs (Fall 4a) 
für die deutschen Ergebnisse wurde tendenziell bestätigt. Allerdings kann 
dieses Ergebnis durch die Art der Fallgestaltung beeinflusst sein: Die deut-
sche Rechtslage sieht für den Grundfall (Diebstahl in besonders schwerem 
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Fall) eine zwingend erhöhte Mindeststrafe vor, die bei der Versuchsvarian-
te nicht mehr zwingend ist.  

Die Variation der persönlichen Täterumstände (Fall 3a) hat sich bei den 
französischen Teilnehmern in recht deutlichen Unterschieden bei der Aus-
wahl der Sanktionsart niedergeschlagen, während in Deutschland nur die 
Höhe der Tagessätze geändert wurde.  

Was das Maß an Disparität oder Homogenität der Strafvorschläge an-
geht, hat sich die Hypothese bestätigt, dass die deutschen Antworten kon-
former, die französischen disparater sein werden. Entgegen der Erwartung 
gilt dies auch für die Fälle der Trunkenheitsfahrt. Obwohl es sich hier auch 
in Frankreich um ein relativ gleichförmig vorkommendes Massendelikt 
handelt, waren die französischen Strafvorschläge auch unter Berücksichti-
gung aller Kombinationsmöglichkeiten hier allenfalls im Grundfall homo-
gener als in den anderen Deliktsbereichen. 

2.7 Kritik und Ertrag des empirischen Pilotprojektes  
Das Pilotprojekt machte vielfältige methodische Schwierigkeiten deutlich, 
die über die bekannte Kritik an der Datenerhebung mittels Fragebogen hi-
nausgehen. Insbesondere die französische Sanktionenvielfalt ohne klare 
Schwereabstufung und die Unterschiedlichkeit der in beiden Rechtssyste-
men zur Verfügung stehenden Sanktionen erschweren einen Vergleich der 
für die fiktiven Fälle vorgeschlagenen Strafen.   

Trotz aller methodischer Einschränkungen wurden Anhaltspunkte dafür 
gefunden, dass – ausgehend von unterschiedlichen „Einstiegsstellen“ in das 
zur Verfügung stehende Sanktionsarsenal – die deutschen und französi-
schen Richter, unabhängig von der Rechtslage, auf manche Strafzumes-
sungsstimuli sehr ähnlich reagieren. Weiter ergaben sich Hinweise darauf, 
dass die prozessualen Bedingungen, unter denen die Strafzumessung statt-
findet, für die Gewichtung von Strafzumessungskriterien genauso erheblich 
sind wie materielle Regelungen. Hierfür spricht die unterschiedliche Be-
wertung des Geständnisses und der Schadenswiedergutmachung durch die 
deutschen und französischen Teilnehmer:   

Das Geständnis ist im deutschen Strafprozess angesichts des Beweisan-
tragsrechtes der Verteidigung einerseits, des täglichen Arbeitsanfalls ande-
rerseits mittlerweile wesentlich zur Aufrechterhaltung der Strafrechtspfle-
ge. Die starke Gewichtung in der Strafzumessung trägt dem Rechnung. In 
Frankreich wird der Unmittelbarkeitsgrundsatz bei Strafverfahren wegen 
Vergehen allenfalls im Rahmen des Art. 6 Abs. 3 lit. d EMRK tatsächlich 
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umgesetzt; ansonsten ist die richterliche Überzeugungsbildung aufgrund 
des Akteninhalts zulässig. Daher nötigt ein schweigender oder bestreitender 
Angeklagter die französische Justiz nicht im selben Maße wie die deutsche 
zu umfangreichen Beweisaufnahmen. Es ist plausibel, dass die geringe Be-
deutung, die das Geständnis in den Strafvorschlägen der französischen 
Teilnehmer hat, auch hierauf beruhen kann1.  

Gleiches kann für die Schadenswiedergutmachung vermutet werden: Der 
Code pénal sieht – im Gegensatz zum StGB – hierin keinen ausdrücklichen 
Strafmilderungsgrund. Die französische Strafprozessordnung gibt aller-
dings dem Geschädigten sehr weitgehende Möglichkeiten, seinen materiel-
len und immateriellen Schaden im Rahmen des Strafverfahrens titulieren zu 
lassen. Es erscheint naheliegend, dass hierdurch die Problematik der Wie-
dergutmachung den französischen Richtern bewusster ist, möglicherweise 
auch die freiwillige Schadenswiedergutmachung vor dem Hauptverhand-
lungstermin – ähnlich wie das Geständnis im deutschen Strafverfahren – 
„belohnt“ wird, weil sie dem Gericht effektiv Arbeit erspart (Feststellung 
der Höhe des Schadens, Fortsetzungstermine, um Schadensfragen abzuklä-
ren, usw.). Die deutschen Teilnehmer haben die Schadenswiedergutma-
chung trotz der gesetzlichen Regelung in §§ 46 Abs. 2, 46a StGB weniger 
berücksichtigt. Parallel hierzu wird das Adhäsionsverfahren, das es dem 
Opfer erlaubt, seinen Schadensersatzanspruch im Strafverfahren titulieren 
zu lassen, in Deutschland nur sehr selten praktiziert. 

Diese Ergebnisse lassen sich angesichts der dargestellten methodischen 
Mängel und der geringen Teilnehmerzahl nicht verallgemeinern. Sie mögen 
aber Anlass zu weiteren, einzelne Punkte vertiefenden Arbeiten geben. Zu 
wünschen wäre, dass diese von binationalen Forschungsteams durchgeführt 

                                           
1  Sollte das derzeit (10/03) im Gesetzgebungsverfahren befindliche Gesetz „portant 

adaptation de la justice aux évolutions de la criminalité“ wie von der Regierung 
vorgesehen verabschiedet werden, könnte sich dies ändern: Hiernach ist eine Über-
nahme des angelsächsischen plea bargaining in die französische Strafrechtspflege ge-
plant, die darin bestehen soll, dass die Staatsanwaltschaft einem geständigen Ange-
klagten eine Strafe vorschlagen kann. Wenn er sie – nach Beratung mit dem obligat-
orisch vorgesehenen Verteidiger – akzeptiert, muss sie vom Gericht lediglich 
bestätigt werden. In diesem Verfahren sollen sämtliche Vergehenstatbestände 
abgeurteilt wer-den können, die eine Höchststrafe von bis zu fünf Jahren vorsehen. 
Die auf diese Weise verhängte Freiheitsstrafe darf nach dem Gesetzentwurf von 
Justizminister Perben 1 Jahr nicht überschreiten.  

würden. Das Laboratoire Européen Associé wäre hierfür der geeignete 
Rahmen.  
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3. Zusammenfassung und Ausblick  

Welche Folgerungen sind aus den erzielten Ergebnissen zu ziehen?  
Beide Teilnehmergruppen zeigten unter- und zwischeneinander eine ge-

wisse Konformität in ihrer Reaktion auf gesetzliche Strafzumessungsvor-
schriften, insbesondere solche, die die Tatschwere betreffen. Beide reagier-
ten zudem auf die Strafzumessungsstimuli, die Kriterien außerhalb der ei-
gentlichen Tatumstände betreffen, überwiegend ähnlich. Angesichts der 
krassen Gegensätze zwischen den Strafzumessungskonzeptionen beider 
Länder ist diese erhebliche Übereinstimmung bemerkenswert. Unterschiede 
gab es weniger dort, wo die materielle Rechtslage sich in Frankreich und 
Deutschland unterscheidet, als dort, wo die Verfahrensbedingungen unter-
schiedlich sind. Dies erscheint im Hinblick auf eine europäische Annähe-
rung der Rechtslage hinsichtlich der Strafzumessung von praktischem Inte-
resse, wurden doch auch bisher prozessuale Regeln leichter als materielle 
im europäischen Kontext angeglichen. Für die französische Rechtslage er-
geben sich Hinweise darauf, dass die Gerichte durchaus nach gesetzlichen 
Vorgaben für die Strafzumessung suchen und diese auch trotz fehlender 
Revisibilität und fehlender Begründungspflicht beachten. Die Diskussion, 
inwieweit die Ausübung des richterlichen Strafzumessungsermessens durch 
gesetzliche Vorgaben geleitet werden kann, sollte sich daher auch in Frank-
reich neu stellen. Erforderlich erscheint es dabei nicht, bindende Mindest-
grenzen einzuführen. Der Gesetzgeber könnte vielmehr die Aufmerksam-
keit nutzen, die die französischen Richter den bislang wenigen gesetzlichen 
Strafzumesssungsvorgaben nach den Ergebnissen der vorliegenden empiri-
schen Untersuchung schenken, um Entscheidungskriterien für die Auswahl 
zwischen den Strafarten anzugeben. Die gewachsene französische Konzep-
tion der Individualisierung der Strafsanktion müsste hierdurch keinesfalls 
in Frage gestellt werden, sondern würde durch die Einführung von Straf-
zumessungskriterien, die prognostische und inhaltliche Elemente enthalten, 
sogar noch verstärkt. Solche Voraussetzungen lassen zudem zwangsläufig 
einen relativ weiten Beurteilungsspielraum im Einzelfall, so dass auch in-
sofern ein Bruch mit der französischen Strafzumessungstradition nicht zu 
befürchten wäre. Gleichzeitig sollte prozessual klargestellt werden, dass 
sich die allgemeine Begründungspflicht für Strafurteile auch auf Strafzu-
messungsentscheidungen bezieht. In Verbindung mit der Vorgabe von 
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Strafzumessungskriterien müsste die Strafzumessungsentscheidung dann 
auch in Frankreich als Rechtsfrage behandelt werden.  

Hierdurch würden die Unterschiede zwischen der französischen Konzep-
tion und den Auffassungen, die eine weitgehende Vorhersehbarkeit und 
Berechenbarkeit der Straffestsetzung im Einzelfall für erforderlich halten, 
deutlich geringer, ohne dass die zugrunde liegenden strafrechts- und staats-
theoretischen Prinzipien einander angeglichen werden müssten. 

Konkrete Schlussfolgerungen für eine Annäherung der Rechtssysteme 
auf europäischer Ebene auch im Bereich der Strafzumessung lassen sich 
aus dieser auf Frankreich und Deutschland konzentrierten Untersuchung 
nicht unmittelbar herleiten. Es bleibt aber zu hoffen, dass das Verständnis 
der französischen Rechtslage sowie die Anhaltspunkte für davon teilweise 
unabhängige Übereinstimmungen zwischen den Strafrechtspraktikern der 
beiden untersuchten Länder dazu beitragen, entsprechende Gemeinsamkei-
ten innerhalb der Europäischen Union herauszuarbeiten und Unterschiede 
pragmatisch zu reduzieren. 
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